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Beschlussempfehlung *)

des Innenausschusses (4. Ausschuss)

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksachen 18/1528, 18/1766 –

Entwurf eines Gesetzes zur Einstufung weiterer Staaten als sichere
Herkunftsstaaten und zur Erleichterung des Arbeitsmarktzugangs für
Asylbewerber und geduldete Ausländer

b) zu dem Antrag der Abgeordneten lla elpke, an orte, Se im Da delen,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 18/1616 –

Schutzbedarf von Roma aus Westbalkanstaaten anerkennen

A. Problem
Seit Aufhebung der Visumpflicht für die ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien und Serbien ab dem 19. Dezember 2009 sowie für Bosnien und Herzegowi-
na ab dem 15. Dezember 2010 ist die Zahl der in Deutschland von Staatsangehöri-
gen dieser Staaten gestellten Asylanträge sprunghaft angestiegen. Von Januar bis
März 2014 waren es 6 682 von 32 949 in Deutschland gestellten Asylerstanträgen,
das ist ein Fünftel (20,3 Prozent) aller Erstanträge. Die Voraussetzungen für die
Gewährung von Asyl, Flüchtlingsschutz oder subsidiärem Schutz nach der Richtli-
nie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 337 vom 20.12 2011, S. 9)
liegen jedoch nur in wenigen Einzelfällen vor. Durch die zahlreichen, zumeist aus

*) Der Bericht wird gesondert verteilt.
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nicht asylrelevanten Motiven gestellten Asylanträge werden Bund, Länder und
Kommunen mit erheblichen Kosten für die Durchführung der Verfahren und für
die Versorgung der sich in Deutschland aufhaltenden Asylsuchenden belastet. Dies
geht im Ergebnis zu Lasten der tatsächlich schutzbedürftigen Asylsuchenden, da
für die zeitnahe Bearbeitung ihrer Fälle weniger Kapazitäten zur Verfügung stehen.
Eine Verringerung der Zahl der aus nicht asylrelevanten Motiven gestellten Asyl-
anträge ist daher geboten.
Asylbewerbern kann nach geltendem Recht erst nach Ablauf einer Wartefrist von
neun Monaten die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt werden. Für Ausländer
mit einer Duldung beträgt die Wartefrist ein Jahr. Während dieser Zeiträume kön-
nen Asylbewerber und Geduldete ihren Lebensunterhalt von vornherein nicht
selbst bestreiten. Sie erhalten, soweit sie hilfebedürftig sind, Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz.

B. Lösung
Die genannten Staaten werden als sichere Herkunftsstaaten nach § 29a des Asyl-
verfahrensgesetzes (AsylVfG) eingestuft, um die Dauer der Asylverfahren von
Antragstellern aus diesen Staaten und damit die Aufenthaltszeit dieser Antragstel-
ler in Deutschland zu verkürzen. Deutschland wird dadurch als Zielland für An-
tragsteller, die aus nicht asylrelevanten Motiven Asylanträge stellen, weniger at-
traktiv.
Die Wartefrist, nach der die Ausübung einer Beschäftigung grundsätzlich erlaubt
werden kann, wird für Asylbewerber und Ausländer, die eine Duldung besitzen,
auf drei Monate verkürzt.
Zu Buchstabe a
Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksachen 18/1528, 18/1766 in unverän-
derter Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD ge-
gen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.
Zu Buchstabe b
Ablehnung des Antrags auf Drucksache 18/1616 mit den Stimmen der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE.
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

C. Alternativen
Annahme des Antrags.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
Für den Bund, die Länder und die Kommunen entstehen keine finanziellen Aus-
wirkungen, die über den Erfüllungsaufwand hinausreichen.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht und entfällt kein Erfüllungsaufwand.
Antragsteller aus sicheren Herkunftsstaaten haben keinen höheren oder geringeren
Aufwand, ihre Gründe in der Anhörung darzulegen.
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
Für die Wirtschaft entsteht und entfällt kein Erfüllungsaufwand.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder
abgeschafft.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung
Durch den zu erwartenden Rückgang bei den Asylbewerberzahlen aus den als si-
chere Herkunftsstaaten einzustufenden Staaten werden Bund, Länder und Kommu-
nen um Aufwendungen für die Durchführung der Verfahren und für die Gewäh-
rung von Leistungen entlastet. Beim Bund betrifft dies in erster Linie die Aufwen-
dungen für die Durchführung der Asylverfahren beim Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF). Bei den Ländern und Kommunen betrifft dies vor allem
die Aufwendungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.
Wie stark der insofern zu erwartende Rückgang bei den Asylbewerberzahlen aus-
fällt, lässt sich nicht prognostizieren. Die Höhe der insofern zu erwartenden Entlas-
tungen lässt sich daher ebenfalls nicht beziffern.
Anhand der beim BAMF vorhandenen Erfahrungswerte kann ferner davon ausge-
gangen werden, dass durch die Einstufung der drei Staaten als sichere Herkunfts-
staaten eine Verkürzung der Bearbeitungsdauer um zehn Minuten je Entscheidung
zu einem Asylerstantrag von einem Antragsteller aus einem dieser Staaten eintritt.
Durch die Verkürzung der Wartefrist zur Aufnahme einer Beschäftigung entsteht
und entfällt für die Verwaltung kein Erfüllungsaufwand.

F. Weitere Kosten
Den Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirtschaft entstehen keine sonstigen
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,
a) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 18/1528, 18/1766 unverändert anzunehmen,
b) den Antrag auf Drucksache 18/1616 abzulehnen.

Berlin, den 1. Juli 2014

Der Innenausschuss

Wolfgang Bosbach
Vorsitzender

Nina Warken
Berichterstatterin

Rüdiger Veit
Berichterstatter

Ulla Jelpke
Berichterstatterin

Luise Amtsberg
Berichterstatterin


